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nalen Interessen ein. Zu den wichtigsten 
Ausschüssen bestellte die AG eigene Be-
richterstatter. Der regelmäßige Austausch 
mit den kommunalen Spitzenverbänden ist 
selbstverständlich.  
Um den besonderen Problemen der Groß-
städte gerecht werden zu können, bildete 
sich innerhalb der AG Kommunalpolitik das 
Arbeitsforum Große Städte unter der Leitung 
von Bernhard Kaster MdB. Dieses Forum 
befasst sich schwerpunktmäßig mit aktuel-
len großstadtrelevanten Bundestagsthemen. 
Allein am Beispiel der aktuellen Debatte um 
das Programm „soziale Stadt“ erkennt man 
die Bedeutung der Kompetenz unserer 
Fraktion in Großstadtthemen. Großstadt-
themen gehören zu den großen Herausfor-
derungen, denen sich die Union stellen 
muss.  
Abgesehen von solch grundlegenden Be-
reichen erarbeitet die AG-Kommunalpolitik 
auch zu den tagespolitischen Sachthemen 

eigene Positionen. Dazu gehört auch eine 
organisatorische Anpassungsfähigkeit, wie 
beispielsweise die Bildung des zeitlich be-
fristeten Arbeitskreises EU-Strukturförderung 
unter der Leitung von Klaus Hofbauer MdB 
im vergangenen Dezember. Dieser Arbeits-
kreis wird in den kommenden Monaten 
klare politische Zielvorgaben zur Strukturpo-
litik erarbeiten. 
Neben tagespolitischen Aktivitäten stehen 
jedoch auch grundsätzliche bzw. strategi-
sche Überlegungen auf der Agenda. In die-
ser Legislaturperiode befinden sich die 
Städte, Landkreise und Gemeinden in ihrer 
schwersten Haushalts- und Finanzkrise seit 
Bestehen der Bundesrepublik. Diese ist ein-
deutig nicht nur konjunkturell, sondern 
strukturell bedingt. Sie ist auch das Ergebnis 
eines dramatischen Umverteilungsprozes-
ses zu Lasten der Kommunen. Das Finan-
zierungsdefizit der kommunalen Haushalte 
wird in diesem Jahr rund 5 Milliarden Euro 
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betragen. Das spricht für sich und muss 
nicht näher kommentiert werden. 
Folgerichtig überschatten die Finanzkrise 
und der daraus resultierende Modernisie-
rungsdruck bei den Kommunen die Arbeit 
der AG Kommunalpolitik. Immer mehr 
Kommunen unterliegen mit Haushaltssiche-
rungskonzepten staatlicher Kuratel. Demo-
kratische Gestaltung der örtlichen Angele-
genheiten in den Kommunen ist kaum mehr 
möglich – die in Art. 28 Abs. 2 GG garan-

tierte kommunale Selbstverwaltung wird 
faktisch ausgehöhlt. 
Die Kommunale Selbstverwaltung in Städ-
ten, Gemeinden und Kreisen ist ein wesent-
licher Bestandteil der verfassungsrechtli-
chen und politischen Ordnung der Bundes-
republik Deutschland. Die Grundwerte der 
Union und der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion werden dem umfassend 
gerecht. Das Subsidiaritätsprinzip und der 
Vorrang für kleine Einheiten leiten unser 
Gesellschafts- und Staatsverständnis. 

Aktuell: Fluthilfe der Kommunen 

Gleich zu Beginn der ersten AG-Sitzung im 
neuen Jahr informiert der Vorsitzende in 
kurzer Form über den Sachstand aktueller 
Themen und ging dabei insbesondere auf 
die Flutkatastrophe in Asien ein. Er zeigte 
sich beeindruckt von den vielfältigen Aktivi-
täten engagierter Bürger vor Ort. Auch die 
ansonsten eher nüchterne Kommunalpolitik 
und –verwaltung habe es an Flexibilität und 
Mitmenschlichkeit nicht mangeln lassen.  
Dr. Articus, Hauptgeschäftsführer des Deut-
schen Städtetags, berichtet von dem Ge-
spräch der kommunalen Spitzenverbände 
mit dem Bundeskanzler. Dieses Gespräch 
habe vielmehr politisch-symbolischen Cha-
rakter gehabt und sei weniger ins Detail 
gegangen, als in den Medien dargestellt.  
Auch die noch unklaren Zuständigkeitsab-
grenzungen der beteiligten Bundesministe-
rien wurden von ihm angesprochen. Klar sei 
jedoch, dass die Städte ihren Beitrag für die 
betroffenen Menschen in der Katastrophen-
region in unterschiedlichsten Formen leis-
ten. Dr. Landsberg, Hauptgeschäftsführer 
des Deutschen Städte- und Gemeindebun-
des, sprach die Finanzhilfen einzelner Ge-
meinden aus Haushaltsmitteln an. 
Die wenigen Kommunen, die noch solche 
Spielräume haben, seien zu außerordentli-
chen Maßnahmen bereit. Das Maß an 
menschlichem Mitgefühl sei beeindruckend 
und unbedingt zu begrüßen. Zu den regio-
nalen und überregionalen Koordinierungs-

problemen, die in der kommenden Zeit ge-
löst werden müssten sprach auch Prof. Dr. 
Henneke, Hauptgeschäftsführer des Deut-
schen Landkreistags. Für die deutschen 
Landskreise bestätigt er eine außerordentli-
che Hilfsbereitschaft, insbesondere im Be-
reich projektbezogener Patenschaften. 

 

 

Vorne: Bernhard Kaster MdB, Vorsitzender des 
Arbeitsforums Große Städte; Markus Grübel 
MdB; Dr. Stephan Articus. (Deutscher Städte-
tag); Klaus Hofbauer MdB, 1. stellv. Vorsitzen-
der der AG-Kommunalpolitik und Vorsitzender 
des ad-hoc Arbeitskreises zur EU-
Strukturförderung. 
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Neben der Wasser- und Energieversorgung 
wird auch dem privaten Haus- und Woh-
nungsbau, dem Aufbau des öffentlichen 

Straßensystems und der Wiedererrichtung 
öffentlicher Gebäude, wie Schulen, Kinder-
gärten und Krankenhäuser, eine zentrale 
Rolle zukommen. Peter Götz regte in diesem 
Zusammenhang an zu prüfen, ob deutsche 
Produkte dabei verstärkt zur Anwendung 
kommen können.  
Zusammenfassend bleibt festzustellen, dass 
es zunächst um den Aufbau überregional 
koordinierter und temporärer Patenschaften 
geht. Die Menschen brauchen konkrete und 
unbürokratische Hilfe. Die Bundesregierung 
bleibt aufgefordert ihr Krisenmanagement 
darauf auszurichten. 

Unsicherheiten überwinden 

Die Fraktionsvorsitzende Dr. Angela Merkel 
und der kommunalpolitische Sprecher der 
Fraktion Peter Götz forderten die notwendi-
ge Offenheit aller Gesprächspartner bei der 
Erarbeitung und Präsentation konkreter Al-
ternativen gegenüber der rot-grünen Regie-
rungspolitik ein. Es gelte nun präzise Schub-
ladenprogramme zu erarbeiten, die nach 
einem Wahlsieg rasch umgesetzt werden 
können. Dies sei notwendig und langfristig 
richtig, auch wenn vorübergehende Diskus-

sionen und innerparteiliche Reibereien sich 
in der Öffentlichkeit kurzfristig negativ aus-
wirken. Klar ist, dass bestehende Unsicher-
heiten nur dann überwunden werden kön-
nen, wenn diese von vornherein offen an-
gesprochen werden. 
Ganz im Sinne dieser angestrebten Offen-
heit kam Dr. Angela Merkel umgehend auf 
das für die Kommunen heikle Thema Ge-
werbesteuer und Neuordnung der Gemein-
definanzen zu sprechen. 

 

 

 

Dr. Gerd Landsberg und Prof. Dr. Hans-Günter 
Henneke. 

Die Überwindung der kommunalen Finanzkrise ist das vorrangige Ziel der AG- Kommunalpolitik. 
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Steuerkonzept für Deutschland

Das „Konzept 21“ von CDU und CSU wird 
derzeit innerhalb der Unions-Parteien unter 
dem Vorsitz der Generalsekretäre weiter 
fortgeschrieben. Der kommunale Flügel, der 
sich bei diesem Reformprozess von Anfang 
an aktiv einbrachte, verlieh dem Steuerkon-
zept eine kommunalfreundliche Prägung. 
Dennoch ist insbesondere der Deutsche 
Städtetag und der Deutsche Städte- und 
Gemeindebund von dem im „Konzept 21“ 
aufgezeigten Rahmenmodell einer ange-
strebten Gemeindefinanzreform inhaltlich 

noch nicht überzeugt. Lediglich der Deut-
sche Landkreistag erkennt darin echte 
Chancen für die Kommunen aus der anhal-
tenden Finanzmisere auszubrechen und 
wieder eigene Handlungsspielräume zu 
erlangen. Letztlich erklärten sich alle drei 
Spitzenverbände dazu bereit, sich bei der 
Erarbeitung einer tragfähigen Ausgestaltung 
konstruktiv zu beteiligen. Eine abschließen-
de Haltung der Verbände wird jedoch erst 
am Ende des Diskussionsprozesses erfol-
gen.            .

 

Hartz IV kritisch begleiten  

Die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft 
Kommunalpolitik waren sich einig: In Sa-
chen Hartz IV ist von voreiligen Schlüssen 
Abstand zu nehmen. Der tatsächliche Fi-
nanzbedarf des Bundes und die tatsächli-
chen Verteilungseffekte auf die Kommunen 
sind 2 Wochen nach dem Start von Hartz IV 
noch völlig unklar. Dennoch gilt es Möglich-
keiten zu erörtern, um die insbesondere 
vom Deutschen Landkreistag vorgetragene 
Verwerfung zu Lasten der Kommunen in 
den neuen Bundesländern abfedern zu 
können. Nach Meinung der kommunalen 
Spitzenverbände könne Mitte Februar 2005 
mit belastbarem Zahlenmaterial bezüglich 
der korrigierten Fallzahlen gerechnet wer-
den. Die von der Union durchgesetzte Revi-

sion werde zeigen, ob der vorläufig festge-
legte Anteil des Bundes an den Unterbrin-
gungskosten für die Arbeitslosengeld-II 
Empfänger realistisch war oder nicht. 
Sicher ist bisher lediglich, dass das eigentli-
che Ziel der Reform, die Verbesserung der 
Arbeitsvermittlung in den ersten Arbeits-
markt, zumindest in der jetzigen Frühphase 
nicht erreicht wird. Ferner stellt sich zuneh-
mend heraus, dass die Entscheidung der 
Union richtig war, das Optionsmodell im 
Vermittlungsausschuss durchzusetzen. Al-
lerdings behalte sich die Union vor, nach 
erfolgter Auswertung der unterschiedlichen 
Modelle Korrekturen an der Reform vorzu-
nehmen.  

 
 

Hintergrundinformation / Auszüge aus dem Konzept 21 (Drs 15/2745): 

„Die Neuordnung des Steuerrechts eröffnet die Chance, mit der Einkommensteuerreform auch eine 
Reform der kommunalen Finanzen zu verbinden, die den Kommunen eine stetige und verlässliche 
Einnahmebasis verschafft. (…) Deshalb soll die Gewerbesteuer in enger Abstimmung mit den Kom-
munen durch eine wirtschaftskraftbezogene Gemeindesteuer ersetzt werden, die eine quantitative und 
qualitative Kompensation bietet und zugleich eigene Gestaltungsmöglichkeiten (…) eröffnet.“ (S. 6) 

„(…) Die Kommunen könnten neben der heute bereits bestehenden Beteiligung an der Einkommens-
teuer auch an der Körperschaftsteuer beteiligt werden. In einem solchen Beteiligungsmodell müssten 
die kommunalen Anteile offen ausgewiesen und getrennt erhoben werden. Auf beide Anteile (…) 
könnten Hebesätze angelegt werden. Über die Zerlegungsmaßstäbe könnte ein gerechter interkom-
munaler Ausgleich geschaffen werden (…)“  (Begründung S. 13) 
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Kommunale Selbstverwaltung wieder möglich machen 

Um kommunale Selbstverwaltung in Deutsch-
land wieder möglich zu machen, müssen in 
erster Linie die Gemeindefinanzen umfassend 
reformiert und die kommunalen Einnahmen 
verstetigt werden. Parallel dazu gilt es, die Aus-
gabendynamik insbesondere im sozialen Bereich 
zu bremsen. Die aktuellen Zahlen des Statisti-

schen Bundesamtes bestätigen die Befürchtung, 
dass allein in den ersten drei Quartalen des 
Jahres 2004 die Sozialausgaben der lokalen 
Gebietskörperschaften um weitere 6 % ange-
stiegen sind. Gegenüber neuen bzw. zusätzli-
chen Übergriffen des Bundes auf die Kommu-
nen wollen CDU und CSU einen dauerhaften 
ordnungspolitischen Riegel vorschieben. Dieser 
kann entweder über die Einführung des Konne-
xitätsprinzips ins Grundgesetz oder über ein 
Verbot des direkten Durchgriffsrecht vom Bund 
auf die Kommunen umgesetzt werden, wie es 
jüngst in der Föderalismuskommission von Bund 
und Ländern entwickelt worden war. 

Das Ziel ist klar: CDU und CSU wollen starke 
und leistungsfähige Städte und Gemeinden, 
die in der Lage sind, ihre Aufgaben für die 
Bürgerinnen und Bürger zu erfüllen. Die Union 
ist zum Handeln entschlossen und inhaltlich 
gut vorbereitet.  
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Der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft 
Kommunalpolitik Peter Götz MdB 

     Lösungswege der Union: 

• Erfurter Leitsätze, 17. CDU-Bundesparteitag, 1999: Forderung nach Aufnahme des 
Konnexitätsprinzip ins Grundgesetz zum Schutz der Kommunen vor finanziellen Folge-
wirkungen der Gesetzgebung des Bundes.  

• Antrag „Finanzkraft der Kommunen stärken - Kommunale Selbstverwaltung sichern“ 
vom 24.06.2003, (Bundestagsdrucksache 15/1217, abgelehnt am 17.10.2003). 

• Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU „Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung der 
Existenzgrundlagen (Existenzgrundlagengesetz – EGG)“ vom 08.09.2003, (Bundes-
tagsdrucksache 15/1523, abgelehnt am 17.10.2003). 

• Antrag „Weichen stellen für eine bessere Beschäftigungspolitik – Wachstumspro-
gramm für Deutschland“ vom 09.03.2004, (Bundestagsdrucksache 15/2670). In die-
sem Zusammenhang wurde u.a. die Bedeutung der Investitionskraft der Kommunen 
dargestellt.  

• Antrag „Ein modernes Steuerrecht für Deutschland - Konzept 21“, vom 23.03.2004, 
(Bundestagsdrucksache 15/2745). 

• Beschluss C 39, 18. CDU-Bundesparteitag, 2004: Forderung nach einem verfassungs-
rechtlichen Verbot eines direkten Durchgriffsrecht des Bundes auf die Kommunen. 


